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Inmehrerendeutschsprachigen
Gemeinden der Region Biel-
Seeland nimmt der Anteil der
französischsprachigenBevölke-
rung weiter zu. Das geht aus
einer Umfrage des Forums für
die Zweisprachigkeit hervor.
Die demografische Entwick-
lung wirft in einigen dieser Ge-
meinden Fragen auf.

«Die Bewegung einer zu-
nehmend französischsprachi-
gen Bevölkerung in unsere Re-
gion macht nicht an den Gren-
zen von Biel halt», sagte die
Direktorin des Forums für die
Zweisprachigkeit, Virginie Bo-
rel, derNachrichtenagenturKe-
ystone-SDA. Der Trend lasse
auch indenNachbargemeinden
nicht nach.

Hoher Anteil der
Frankophonen in Biel
InBiel istderAnteilderEinwoh-
nerinnen und Einwohner, die
Französisch als Verwaltungs-
sprache gewählt haben, zwi-
schen Ende 2023 und 2024 von
43,9auf44,4Prozentgestiegen.
Das Forum für die Zweispra-
chigkeitstelltefest,dassdieVer-
waltungskreise Biel und See-
landvondiesermehrsprachigen
Entwicklung geprägt sind. Die
Region umfasst 61 Gemeinden,
von denen 59 deutschsprachig
und zwei zweisprachig sind -
nämlich Biel und Leubringen.

Von den 46Gemeinden, die
an der Umfrage teilnahmen,
weisen 31 einen Anteil an Fran-
zösischsprachigen von weniger
als einem Prozent auf, während
in zehn weiteren Gemeinden
der Anteil zwischen 10 und 20
Prozent liegt. In fünf Gemein-
den liegt der Anteil der Franzö-
sischsprachigen bei mehr als 21
Prozent. Insbesondere inNach-

bargemeinden Biels wie Nidau,
PortoderBrügggibteseinestar-
ke französischsprachige Min-
derheit. Gleiches gilt für die an
denKantonNeuenburgangren-
zenden Gemeinden wie Gals
oder Gampelen. Viele Franzö-
sischsprachigeentscheidensich
aus steuerlichen Gründen oder
wegen der Wohnungssuche da-
für, sich in diesen Gemeinden
niederzulassen.

Die Studie zeigt, dass die
Mehrheit der deutschsprachi-

gen Gemeinden sowohl auf
ihrenWebsites als auch in ihren
amtlichen Publikationen aus-
schliesslich auf Deutsch kom-
muniziert.Viervonihnenbieten
jedochauch Inhalte auf Franzö-
sisch an, so etwa die Stadt Ni-
dau. IndieserBielerNachbarge-
meinde spricht mehr als ein
Viertel der Bevölkerung Fran-
zösisch.

Auf schulischer Ebene fin-
det der Unterricht mehrheitlich
in deutscher Sprache statt. Part-

nerschaften mit anderen Ge-
meinden ermöglichen jedoch
lokal Angebote in französischer
Sprache, kommt die Umfrage
zum Schluss. Sie wurde zwi-
schen Juni und August 2024
durchgeführt und Anfang Wo-
chedenGemeindenvorgestellt.

In Bezug auf die internen
Sprachkenntnisse schätzen 27
Gemeinden, dass mehr als 70
Prozent ihres Verwaltungsper-
sonalsdiemündlichenGrundla-
gen der zweiten Amtssprache

beherrschen.Nur achtGemein-
den bieten aber eine Weiterbil-
dung in diesemBereich an.

Mangel an
finanziellenMitteln
Aufgrund der Zunahme der
französischsprachigenBevölke-
rungäusserneinigeGemeinden
einen erhöhten Bedarf an
sprachlicher Unterstützung. Sie
verweisenaufdiebegrenzten fi-
nanziellenundpersonellenRes-
sourcen, die mit der Entwick-

lung zweisprachiger Angebote
verbunden sind. Sei es für die
Ausbildung des Personals, für
Übersetzungen oder für die
Kommunikation.

Dabei werden zunehmend
digitale Instrumenteeingesetzt,
insbesondere im Zusammen-
hang mit Künstlicher Intelli-
genz.

In Anbetracht dieser He-
rausforderungen schlagen die
AutorinnenundAutorendesBa-
rometers den Gemeindenmeh-
rere Denkrichtungen vor:

Sensibilisierung der Verwal-
tungenundderBevölkerung für
die Herausforderungen der
Zweisprachigkeit, Förderung
einer zweisprachigen Kommu-
nikation in den als prioritär ein-
gestuften Bereichen oder
Unterstützung des Sprachaus-
tauschs zwischen Schülerinnen
und Schülern.

Zweisprachigkeit als
Potenzial für Attraktivität
Der Bericht unterstreicht, dass
die Zweisprachigkeit, obwohl
sie auch als Herausforderung
wahrgenommen wird, ein
Unterscheidungsmerkmal der
Region ist. Sie trägt zum kultu-
rellen Reichtum, zum sozialen
Zusammenhalt und zur Attrak-
tivität des Berner Seelands bei.

NachAnsichtderStudienau-
torinnen und -autorenmuss die
Entwicklung derMehrsprachig-
keitunterBeachtungdergesetz-
lichen Rahmenbedingungen,
der verfügbaren Ressourcen
und der Entscheidungen der
Gemeinden erfolgen.

DieBefragunginAuftragge-
geben hat der Rat für franzö-
sischsprachige Angelegenhei-
ten inBiel (CAF) undderVerein
Seeland.Biel/Bienne. (sda)

DieStimmberechtigtenimKan-
ton Bern haben am Abstim-
mungssonntageineheissdisku-
tierte Vorlage knapp angenom-
men. 176’972 Ja-Stimmen
standen 168’723 Nein-Stimmen
gegenüber. Die neue Regel ver-
pflichtet Vermieterinnen und
Vermieter, beim Abschluss
eines neuen Mietvertrags die
Vormiete offenzulegen – jedoch
nur inGemeinden, in denen die
Leerstandsquote 1,5 Prozent
oder tiefer liegt.

Stadt-Land-Gefälle
entscheidend
Sieben von zehn Verwaltungs-
kreisen lehnten das Begehren
ab, zum Teil deutlich. Ja sagten
der Berner Jura sowie die Ver-
waltungskreise mit den bevöl-
kerungsstarken Städten Bern
und Biel. Diese entschieden die
Abstimmung letztlich zuguns-
ten der Initianten: Die Stadt
Bern sagte Jamit einerDreivier-
tel-Mehrheit, Biel mit fast 70
Prozent. Mittelland und Em-
mental: Hier fiel das Resultat

gemischtaus,teilsknappJa,teils
knappNein.Oberland: Invielen
ländlichen Gebieten resultier-
ten klare Nein-Mehrheiten. In
zahlreichen ländlichen Verwal-
tungskreisen lagen die Nein-
Anteiledeutlichüber55Prozent.

Hier sahen viele Stimmbe-
rechtigte keinen akuten Hand-
lungsbedarf und befürchteten
zusätzliche Bürokratie. Dieses
Stadt-Land-Gefälle war letzt-
lich ausschlaggebend:Ohne die
klaren Ja-Mehrheiten in den

Städten wäre die Initiative ge-
scheitert. Damit spiegelte das
Resultat die Realität des Woh-
nungsmarktes wider: In den
Städten sind die Mieten hoch
und das Angebot knapp, auf
demLanddagegenentspannter.

Reaktionen der Verbände
und Parteien
DasJazur Initiativeseieinwich-
tigerSchritt, freutesichderMie-
terinnen- und Mieterverband
Kanton Bern. Missbräuchliche

OliverMenge Mieterhöhungen könnten künf-
tig einfacher erkannt und ver-
hindert werden, und bezahlba-
rer Wohnraum bleibe erhalten.
Bern führe das Instrument als
zehnter Kanton ein.

Die bürgerliche Regierung
und die Parlamentsmehrheit
hatten die Initiative abgelehnt.
DieFormularpflichthelfenicht,
die aktuelle Situation auf dem
Wohnungsmarkt zu verbes-
sern. Die Initiative bringe bloss
neuenAufwandundBürokratie
mit sich.

Die SVPbedauerte denAus-
gang der Abstimmung. Nun
werdesichzeigen,obdiezusätz-
licheBürokratieaucheinenNut-
zen bringe. Die SVP werde sich
weiterhin dafür einsetzen, dass
genügend Wohnungen für die
Bevölkerung da sind - vor allem
durch eine Begrenzung der Zu-
wanderung.

Der Kanton Bern reiht sich
mit dem Ja in eine Gruppe von
Kantonen ein, die bereits ähnli-
che Vorschriften zum Vorteil
von Mietern kennen – darunter
Basel-Stadt, Zürich, Genf, Frei-
burg und Luzern. (sda, SRF)

Lyss DerfünfteSitzgehtandie
frühere EVP-Kantonalpräsi-
dentin Christine Schnegg. Sie
trat aufderListe vonEVP,GLP
und Mitte an. Den Sitz hatte
bisher ein Mitte-Mann inne,
der nicht mehr antrat. Ge-
meindepräsident Stefan Nobs

(FDP) schaffte mit 2972 Stim-
men das Spitzenresultat. Auf
den nächsten Plätzen folgen
Kathrin Hayoz (FDP/2266),
Patrick Häni (SVP/1820), Ste-
fan Bütikofer (SP/1360) und
Christine Schnegg (Zäme für
Lyss/874). (sda)

Stadtpräsidiumswahl In der
Stichwahl vom 2. November ste-
hen sich Tobias Egger (SP) und
Beat Cattaruzza (GLP) gegen-
über. Sie lagen im ersten Wahl-
gangvorn:Eggerholte699Stim-
men, Cattaruzza 337. Amtsinha-
berin Sandra Hess (FDP) trat
nachzwölf Jahrennichtmehrzur
Wiederwahl an. Die Wahlbetei-
ligung betrug 46 Prozent. Im
sechsköpfigen Gemeinderat er-
obertedieSPdenSitz,denbisher
die Grünen inne hatten. Diese
warennichtmehrzurWahlange-
treten. Die SP hat neu drei Sitze,
GLP, SVP und FDP je einen.

Einer der gewählten Gemeinde-
räte - Egger oder Cattaruzza -
wird im November zum Stadt-
präsidenten gewählt. An seine
Stelle wird das Ersatzmitglied in
den Gemeinderat nachrücken.
Bei den Wahlen vom Sonntag
holte Tobias Egger (SP/bisher)
dasbesteErgebnismit1337Stim-
men, gefolgt von Sandra Friedli
(SP/bisher) mit 1179 Stimmen.
Darauf folgen Beat Cattaruzza
(GLP/bisher/670), Kathleen
Lützelschwab Rickenbacher
(SP/neu/578), Markus Baumann
(SVP/neu/548) und François
Zahnd (FDP/neu/539). (sda)

Nicht nur im StadtzentrumBiels wird oft Französisch gesprochen, sonden auch im angrenzenden Seeland. Bild: Oliver Menge

Mieterinnen und Mietern müssen bei neuen Mietverträgen die
Vormieten künftig offengelegt werden. Bild: Oliver Menge

Es wird mehr Französisch gesprochen
Bilinguismusmacht nicht mehr an den Stadtgrenzen Halt. Auch im Berner Seeland ist Französisch verbreitet.

Mietinitiative knapp angenommen
Vormietenmüssen künftig offengelegt werden.

Ex-EVP-Präsidentin
neu gewählt

In Nidau kommt es
zur Stichwahl


